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Antwort der Bundesregierung vom 20. 2. 2013 

Antwort der Parl. Staatssekretärin Ursula Heinen-Esser auf die Fragen des Abgeordneten Dr. 

Hermann E. Ott (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 17/12342, Fragen 63 und 64): 

Gibt es inzwischen eine abgestimmte Position der Bundesregierung zu den Vorschlägen 
der Europäischen Kommission zur Stützung des europäischen Emissionshandels, wie 
zum Beispiel dem „Backloading“-Vorschlag, und wie genau sieht diese Position aus? 

Welche Schlussfolgerungen oder Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus dem 
Appell von namhaften Unternehmen zur Stützung des europäischen Emissionshandels, 
der am 7. Februar 2013 unter dem Titel „Investitionssicherheit für ambitionierte EU-
Klimaziele: den Emissionshandel reparieren“ (http://germanwatch.org/de/6271) 
vorgestellt wurde und in dem die Bundesregierung aufgefordert wird, „Klimaschutz und 
Investitionssicherheit gemeinsam voranzubringen“, und wird sich der Bundesminister 
für Wirtschaft und Technologie für das genannte Anliegen der Unternehmen einsetzen? 

Zu Frage 63: 

Die Bundesregierung hat bisher keine gemeinsame Haltung zu den Vorschlägen der 

Europäischen Kommission zur Stützung des europäischen Emissionshandels. 

Zu Frage 64: 

Die Bundesregierung wird den Appell der Unternehmen bei ihrer Meinungsbildung 

berücksichtigen. 

 


